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gemäß § 9 (1) 1 BauGB
1. Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiet

2. Maß der baulichen Nutzung

maximal zulässige Grundflächenzahl
gemäß § 19 BauNVO (siehe Nutzungsschablone)

maximal zulässige Geschossflächenzahl
gemäß § 20 BauNVO (siehe Nutzungsschablone)

1,6  GFZ

0,8  GRZ

GE

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

gemäß § 8 BauNVO

maximal zulässige Firsthöhe über Straßenoberkante
gem. § 9 (2) BauGB, sowie § 16 (2) und § 18 (1) BauNVO

gemäß § 9 (1) 11 und (6) BauGB
Straßenverkehrsfläche
gemäß § 9 (1) 11 BauGB

3. Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Fuß- und Radweg
gemäß § 9 (1) 11 BauGB

F + R

4. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Oberirdische Versorgungsleitungen
gemäß § 9 (1) 13 und § 9 (6) BauGB

Unterirdische Versorgungsleitungen
gemäß § 9 (1) 13 und § 9 (6) BauGB

5. Grünflächen

öffentliche Grünfläche gemäß § 9 (1) 15 und (6) BauGB

private Grünfläche gemäß § 9 (1) 15 und (6) BauGB

gemäß § 9 (1) 20 BauGB

6. Flächen zur Entwicklung und Pflege
    von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern gemäß § 9 (1) BauGB

/

/

Bäume (Erhalt) / Sträucher (Erhalt)

Bäume (Anpflanzung) / Sträucher (Anpflanzung)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
gemäß § 9 (7) BauBG

7. Sonstige Planzeichen

FH = 15 m

Gemeinde- und Gemarkungsgrenzen

Baugrenze

vorgeschlagene Grundstücksgrenze

Gebäude / techn Anlagen, Bestand

20 verbindliche Maßzahlen in Meter

Trafostation/Funkmastanlage

Strommast für Freileitung

Höhenbezugspunkt

Sichtdreieck; L = 200 m (Bundesstraße 13)

Sichtdreieck; L = 70 m (Neuseser Straße)

Schutzstreifen für Versorgungsleitungen

maximal zulässige Traufhöhe (Wandhöhe) über Straßenoberkante
gem. § 9 (2) BauGB, sowie § 16 (2) und § 18 (1) BauNVO

maximal zulässige Traufhöhe (Wandhöhe) über Straßenoberkante
gem. § 9 (2) BauGB, sowie § 16 (2) und § 18 (1) BauNVO

WH = 7 m

WH = 10 m

geplante Wasserfläche

Flurstücksnummer

Parzellennummer

geplanter Löschwasserbehälter

gemäß § 9 (1) 1 BauGB und § 17 BauNVO
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TEIL B - Textliche Festsetzungen nach Planungsrecht gemäß 
BauGB und Bauordnungsrecht gemäß BayBO und Hinweisen

1. Art der baulichen Nutzung

I. Planungsrechtliche Festsetzungen
§ 9 Abs. 1 BauGB)

7.1 Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

Gemäß § 9 (1) 20 und 24 BauGB
Die entsprechenden Flächen zum Schutz der Landschaft (gebiets-
einfassende Grünzüge und Gebiete der temporären Feuchtzonen)
sind mit Pflanzen der Pflanzlisten zu bepflanzen und zu entwickeln.

7.2 Grünflächenanteil auf den privaten Grundstücken
gemäß § 9 (1) 2 und 25 BauGB
Der Grünflächenanteil auf den privaten Grundstücken muss
mindestens 20% betragen. Auf den privaten Grünflächen sind
Pflanzen der Pflanzlisten 1, 2, 4 und 5 anzupflanzen.
Zur Gliederung der Baukörper großer Hallenbauten wird eine
Fassadenbegrünung empfohlen, die dann wie folgt mit Pflanzen
der Pflanzliste 5 auszuführen sind:
Wandflächen ab 25 m² sind mit je einer Kletterpflanze pro
lfd. 3 m zu begrünen.

Gemäß § 9 (1) 2 und 25 BauGB
Die mit Pflanzbindungen belegten Grünstrukturen sind zu
gestalten und zu unterhalten:

Pflanzgebot 1 für öffentliche Grünflächen:
Auf öffentlichen Grünflächen sind Pflanzen der Pflanzlisten 1 bis 4
standortbezogen anzupflanzen oder dem Spontanaufwuchs zu
überlassen. Die extensiven Wiesen sind maximal 2mal pro Jahr zu
unterschiedlichen Zeitpunkten zu mähen. In den Uferbereichen der
künftigen Biotope (Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen) sind
Pflanzen der Pflanzliste 3 und 4 zu verwenden.

Pflanzgebot 2 für private Grünflächen:
Auf privaten Grundstücken sind Pflanzen der Listen 1, 2, 4 und 5
anzupflanzen bzw. mit einer Saatmischung nach Liste 4 anzusäen
und dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Je 500 m2 angefangene
Grundstücksfläche muss mindestens 1 Baum der Pflanzlisten 1
und 2 als Hochstamm gepflanzt werden.

Stellplatzanlagen:
Jede 10. Pkw-Stellfläche ist durch eine Pflanzfläche zu ersetzen,
wobei in deren Mittelpunkt ein hochstämmiger Baum mit mind.
12,0 cm Stammumfang zu pflanzen ist. Die Baumscheibe ist mit
bodendeckenden Gehölzen zu begrünen.
Für jede 10. Lkw-Stellfläche ist am Rand eine entsprechend dem
oben genannten Schema umfassende zusammenhängende
Grünfläche zu gestalten.

Pflanzgebot 3 für öffentliches Begleitgrün:
Die Flächen sind mit Bäumen und Sträuchern der Pflanzlisten 1
und 2 zu bepflanzen. Die begleitende Grünfläche der Planstraße
wird mit je einem Gehölz der Pflanzliste 1 und 2 pro 50 m²
Grünfläche bepflanzt. In den Zwischenräumen der Gehölze erfolgt
die Ansaat gemäß Pflanzliste 4.

7.3 Pflanzgebote und Pflanzbindungen

7.4 Schutz des Mutterbodens

Der Pestizideinsatz ist auf allen öffentlichen und privaten
Grünflächen verboten.

Die grünordnerischen Maßnahmen sind spätestens in der
folgenden Vegetationsperiode nach Errichtung der Baukörper
fachgerecht herzustellen. Die dauerhafte Erhaltungspflege
einschl. der erforderlichen Nachpflanzungen ist zu sichern.

7.6 Zeitpunkt der Pflanzungen

Gemäß § 9 (1) 20 BauGB
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher
Anlagen sowie bei wesentlichen Veränderungen der Erdoberfläche
ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten, zwischen
zulagern und an geeigneten Stellen wieder einzubauen.

Pflanzliste 1: Bäume großkronig (Erschließungsstraßen,
Grundstücksabrenzungen, Parkplätze,
Grünflächen)

7.7 Pflanzlisten

Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanu Bergahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Fagus sylvatica Rotbuche
Fraxinus excelsior Esche
Quercus robur Stieleiche
Quercus petraea Traubeneiche
Tilia cordata Winterlinde

Pflanzliste 2 (Höhe bis 15 m): z.B. Feldgehölze,
kleinkronige Bäume

Acer campestre Feldahorn
Cornus mas Kornelkirsche
Lonicera xylosleum Heckenkirsche
Malus sylvestis Wildapfel
Prunus padus Traubenkirsche
Pyrus pyraster Wildbirne
Rosa canina Hundsrose
Sorbus aucuparia Ebersche
Sorbus torminalis Elsbeere
Syringa vulgaris Flieder
Viburnum latana Wolliger Schneeball
Cornus sanginea Roter Hartriegel
Corylus avallana Haselnuß
Enonymus europaea Pfaffenhütchen

Alisma plantago aquatica Gemeiner Froschlöffel
Caltha palustris Sumpfdotterblume
Carex acutformis Sumpfsegge
Carex flava Gelbe Segge
Caraex panticulata Rispensegge
Cirsium olerceum Kohldistel
Glyceria maxima Wasserschwaden
Iris pseudoacorus Wasserschwertlilie
Juncus effesus Flatterbinse
Lythrum salicaria Blutweiderich
Phalaris arundinacea Rohrglanzgras
Phragmites communis Schilf
Sagrittaria sagrittifolia Pfeilkraut
Schoenoplectus lactustris Gewöhnliche Teichbinse
Sparganium erectum Igelkolben
Typha latifolia Breitblättriger Rohrkolben
Mahd alle zwei Jahre, abschnittsweise

Pflanzliste 3: Uferstauden für Biotope

Pflanzliste 4: Extensive Wiese
Basismischung für mäßig trockene bis frische
nährstoffreiche Böden

Gräser:
Arrhebatheum elatius Glatthafer 30%
Avena pubescenc Weichhaarige Trespe
Dactylis glomeria Knaulgras
Festuca pratensis Wiesenschwingel zus. 30%
Festuca rubra Rotschwingel
Poa pratansis Wiesenrispengras
Trisetum flavascens Goldhafer
Kräuter:
Crepis biennis Wiesenpippau 20%
Geranium pratense Wiesenstorchschnabel
Galium mollugo Wiesenlabkraut
Achiella millefolium Scharfgarbe zus. 20%
Anthriscus sylvestris Wiesenkerbel
Bellis perennis Gänseblümchen
Centaurea jacea Wiesenflockenblume
Heracleum sphondyleum Bärenklau
Knautia arvensis Wiesenknautie
Leontodon hispidus Rauher Löwenzahn
Plantago lanceolata Schmalblättriger Wegerich
Prunalla vulgaris Kleine Braunelle
Ranuncullus acris Scharfer Hahnenfuß
Taraxacum officinale Löwenzahn zus. 20%
Tragropogon pratensis Wiesenbocksbart
Trifolium pratense Rotklee
Veronica chamaedrys Galamander - Ehrenpreis
Vicia cracca Vogelzwicke
Vicia sepium Zaunzwicke

Zusätzliche Arten für mäßig feuchte Standorte
Gräser:
Alopecurus pratensis Wiesenfuchsschwanz
Holcus lanatus Wolliges Honiggras

Kräuter:
Cardamine pratensis Wiesenschaumkraut 10%
Lathyrus pratensis Wiesenplatterbse
Polygonum bistorta Schlangenknöterich
Sanguisorba offinicalis Großer Wiesenkopf

Zusätzliche Arten für trockene bis mäßig trockene Böden
Gräser:
Anthoxanthus odoratum Ruchgras
Brizza media Zittergras
Bromus erectus Aufrechte Trespe zus. 10%

Kräuter:
Leucanthemum vulgare Margerite
Onobrychis viciifolia Esparsette
Pimpinalla saxifraga Kleine Pimpernelle
Ranunculus bulbosus Knolliger Hahnenfuß
Salvia pratensis Wiesensalbei
Trifolium camestre Feldklee

Aussaat- und Pflegehinweise:
- Herkunft des Saatgutes aus der Region (Heublumensaat)
- Einasaat im Herbst oder im zeitigen Frühjahr
- Aussaatmenge 5 - 6 g/m²
- Schnitt 2 mal pro Jahr für Wiese

1.Schnitt nach Abschluß der Gräserblüte Ende Juni /
Anfang Juli
2.Schnitt Ende September

Clematis vitalba Waldrebe
Hedera helix Efeu
Humulus lupulus Hopfen
Lonicera caprifolium Geißblatt
Lonicera henryi Geißblatt
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein
Polygonum aubertii Knöterich

7.8 Freiflächengestaltungsplan
Mit den Bauplänen ist ein Freiflächengestaltungsplan einzureichen.
In dem Plan ist die Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen
und die Behandlung des Oberflächenwassers darzustellen.

TEIL A - Planzeichnung M 1:1000 mit zeichnerischen Festsetzungen
nach Planungs- und Bauordnungsrecht und Zeichenerklärungen

6. Baugrunduntersuchung

Die im Grünordnungsplan für das Gewerbegebiet enthaltenen
Empfehlungen zur Übernahme in den Bebauungsplan werden
planungsrechtlich wie folgt festgesetzt:

7. Landschaftsgestaltung, Grünordnung

Jeder Bauwerber verschafft sich die für seine Baumaßnahmen
erforderlichen Baugrundaufschlüsse und Baugrunduntersuchungen
eigenverantwortlich.

7.5 Pestizideinsätze

Pflanzliste 5: Kletterpflanzen (Fassadenbegrünung, Zäune)

Gemäß § 9 (1) 1 BauGB und § 1 (2) 8 BauNVO
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden Einzelhandelsbetriebe
mit dem Sortiment Lebensmittel im Sinne innenstadtrelevanter Sortimente
ausgeschlossen. Ausnahmsweise zulässig sind Tankstellenshops und
Einzelhandelsbetriebe, die der Versorgung des Gebietes dienen (z.B. Kioske)
mit einer Verkaufsfläche bis maximal 300 m2.

5. Erschließung
Festsetzung der Verkehrsflächen nach § 9 (2) 11 BauGB.
Die zur Erschließung des Gewerbegebietes notwendigen
öffentlichen Verkehrsflächen sind im zeichnerischen Teil des
Bebauungsplanes ausgewiesen.
Die öffentlichen Verkehrsflächen bestehen aus 6,50 m Straßenbreite
und teilweise begleitendem Pflanz- und Parkstreifen.

2.1 Lage von baulichen Anlagen
Bauliche Anlagen sind innerhalb der im Bebauungsplan fest-
gesetzten Baugrenzen zu errichten. Ausgenommen hiervon sind
bauliche Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO.

3. Nebenanlagen und Einrichtungen, Garagen und Stellplätze
Gemäß § 9 (1) 2 BauGB und § 14 BauNVO

3.1 Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze
Die erforderlichen Flächen für Stellplätze und Garagen sind bei
der Einreichung der Baugesuche auf dem jeweiligen Grundstück
nachzuweisen.
Stellplätze sind wasserdurchlässig, versickerungsfähig zu pflastern.

3.2 Ver- und Entsorgungsleitungen

3.3 Löschwasser

Die der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser sowie zur
Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen gem. § 14 (2)
BauNVO sind ausschließlich auf den im Bebauungsplan dafür
ausgewiesenen Flächen zugelassen.
Bei der Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen ist ein
Mindestabstand von 2,5 m zu geplanten und vorhandenen
Baumstandorten einzuhalten. Bei Unterschreitung dieses
Abstandes sind entsprechende Schutzmaßnahmen durchzuführen.
Das Baugebiet wird per Druckleitungen an die zentrale Abwasser-
anlage der Stadt Merkendorf angeschlossen. Technisch erfor-
derliche chemische Abwasservorbehandlungen durch betrieblich
bedingte Gründe erfolgen durch die betroffenen Bauwerber auf
dem eigenen Grundstück selbst.
Anfallende Oberflächen- und Dachwässer mit geringem Ver-
schmutzungsgrad werden über eine getrennte Regenwasser-
führung, samt Rückhaltung, zum vorhandenen Bachlauf hin
entwässert.
Im Bereich der privaten gebietseinfassenden Grünzüge sind hierfür
Teiche, Rigolen zur Regenwasserrückhaltung, -versickerung und
-verdunstung von den jeweiligen Bauwerbern anzulegen.

3.4 Vorhandene Gashochdruckleitung
Der vorgeschriebene Schutzstreifen von 10 m ist von jeglicher
Bebauung frei zu halten. Die in der Bebauungsplanung dargestellte
Trasse begründet sich auf die Einmessergebnisse mit entsprechen-
der Markierpunktstellung durch die Fa. PLEdoc.
Vor Baubeginn haben sich die betroffenen Bauwerber die erfor-
derlichen Leitungsauskünfte und Einweisungen von der
PLEdoc GmbH, Kallenbergstr. 5, 45141 Essen, Tel.: 0201/3659-0
einzuholen bzw. geben zu lassen.

4. Höhenlage der Baukörper
Gemäß § 16 (2) 4 BauNVO wird die maximale Höhe der baulichen
Anlagen als Trauf- bzw. Firsthöhe der Gebäude gemäß Eintragung
auf der Planzeichnung festgesetzt.
Die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe der baulichen Anlagen
bezieht sich auf die Straßenoberfläche der jeweiligen Erschließungs-
zufahrt des Grundstückes.
Gemäß § 16 (6) BauNVO können die festgesetzten Höhen der
baulichen Anlagen durch untergeordnete Nebenanlagen
(z.B. Antennen, Aufzugsüberfahrten, Lüftungsanlagen etc.)
überschritten werden.
Die in der Gebäudeplanung darzustellende Fertigfußbodenhöhe
im EG (+/-0.00) darf max. 0,50 m über der Straßenoberkante der
grundstücksbezogenen Erschließungszufahrt liegen.
Ausgenommen sind hiervon Gebäude mit technisch erforderlichen
anderen Höheneinstellungsbedingungen, wie z.B. durch Be- und
Entladerampen, Ladedocks etc. verursacht. Die maximale
Wandhöhe/Traufhöhe (WH), definiert auf den Verschneidungspunkt
der aufgehenden Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut oder
bei flachgeneigten Baulichkeiten die Oberkante der Randattika,
beträgt bei Gebäuden max. 10,00 m ab der festgesetzten
Geländeoberfläche, - im Sinne der Bayerischen Bauordnung - gemessen.
Entlang der bundesstraßenseitig zugewandten nordöstlichen Baugrenze
entlang der Bauparzellen 6 und 7 (im Abschnitt II) beträgt die maximal
zulässige Wandhöhe/Traufhöhe (WH) 7,00 m.
Bei Garagen und sonstigen Nebengebäuden außerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen beträgt die maximale
Wandhöhe/Traufhöhe 3,00 m.

Auf den Baugrundstücken dieses Bebauungsplanes werden Auffüllungen
zugelassen. Als maximale Auffüllhöhe des fertigen neu herzustellenden
Geländes wird die vor dem jeweiligen Grundstück befindliche Straßen-
oberkante der grundstücksbezogenen Erschließungszuf
ahrt festgesetzt. Sind diese Zufahrten baulich noch nicht vorhanden, so
sind die geplanten Straßenausbauhöhen als Bezugsmaße heranzuziehen.
Dieses neu geschaffene Gelände wird als Geländeoberfläche im Sinne der
Bayerischen Bauordnung festgesetzt. Sämtliche Gebäudehöhen, Gebäude-
maße und Abstandsflächenermittlungen sind hierauf zu beziehen.

Siehe dazu auch die im Planblatt dargestellte Nutzungsschablone.

2. Stellung der baulichen Anlagen
Gemäß § 9 (1) 2 BauGB

GE (Gewerbegebiet) o (offene Bauweise)
0,8 GRZ (Grundflächenzahl) 1,6 GFZ (Geschoßflächenzahl)

1.3 Maß der baulichen Nutzung
Das höchstzulässige Maß der baulichen Nutzung wird gemäß
§ 17 BauNVO für die Gewerbegebietsflächen festgelegt auf

1.2 Bauweise und Abstandsflächen
Gemäß § 22 BauNVO gilt die offene Bauweise für das Gewerbe-
gebiet. Einzelgebäudelängen über 50 m sind unter Einhaltung der
einschlägigen Vorschriften zum baulichen Brandschutz zulässig.
Die Abstandsflächen gemäß §6 BayBO sind einzuhalten.
Abweichungen von den Abstandsflächen bedürfen einer Befreiung.

Überbaubare Grundstücksflächen
Gemäß § 23 (5) BauNVO können auf den nicht überbaubaren
Grundstücksflächen Nebenanlagen im Sinne des § 14 zugelassen
werden. Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nicht
nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind.

1.1 Gewerbegebiet
Der Geltungsbereich des Bebaungsplanes wird entsprechend den
räumlichen Abgrenzungen als Gewerbegebiet (GE) im Sinne des
§ 8 BauNVO ausgewiesen. Zugelassen werden gem. § 8 (3)
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb
zugeordnet und diesem gegenüber in Grundfläche und Baumasse
untergeordnet sind.

Die Löschwasserbereithaltung erfolgt über das vorhandene
Wasserversorgungsnetz. Im Bereich der Erschließungsstraße
werden öffentliche Hydrantenentnahmepunkte eingerichtet.
Ergänzend können zwei westlich und östlich gelegene Weiher mit
herangezogen werden und ein offener, bestehender Löschwasserteich.

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(§ 9 (4) BauGB in Verbindung mit Art. 91 BayBO)

1. Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher
Anlagen einschl. der Gestaltung von Stellplätzen,
Garagenzufahrten und Einrichtungen

Gemäß § 9 (4) BauGB

1.1 Dachformen, Dachneigungen
Die Dachform neu zu errichtender Gebäude ist freigestellt.
Die Dachneigungen der Gebäude können zwischen 0° und 35°
betragen (siehe dazu auch Nutzungsschablone).
Die maximale Wandhöhe/Traufhöhe (WH), definiert auf den
Verschneidungspunkt der aufgehenden Außenwand mit der
Oberkante der Dachhaut oder bei flachgeneigten Baulichkeiten
die Oberkante der Randattika, beträgt bei Gebäuden max. 10,00 m
ab der festgesetzten
Geländeoberfläche, - im Sinne der Bayerischen Bauordnung - gemessen.
Entlang der bundesstraßenseitig zugewandten nordöstlichen
Baugrenze der Bauparzellen 6 und 7 im Abschnitt II, darf die maximale
Wandhöhe/Traufhöhe (WH) 7,00 m nicht überschreiten.
Die Firsthöhe (FH) darf 15 m nicht überschreiten.
Bei Garagen und sonstigen Nebengebäuden außerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen beträgt die maximale
Wandhöhe/Traufhöhe 3,00 m.
Die Begrünung von Dachflächen wird empfohlen.

1.4 Alternative Energienutzung
Alternative Energiegewinnungen wie z.B. Solarenergieanlagen,
Wärmekraftkopplungen, Einsatz nachwachsender Rohstoffe
werden begrüßt.

1.3 Einfriedungen
Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen, zu offenem
Gelände (hier in die Pflanzstreifen integriert) sind als nicht
blickdichte, maximal 1,80 m hohe Metallgeflecht- oder Maschen-
drahtzäune ohne Sockelmaueranteile zulässig.

1.2 Fassaden
Farbgebungen sind freigestellt, es dürfen jedoch keine reinen,
grellen (primären) Farbtöne zum Einsatz kommen.
Fassadenbegrünungen gem. Punkt 7.2 der planungsrechtlichen
Festsetzungen.
Bei Werbeanlagen auch über Dach, die gemäß Art. 68 BayBO
genehmigungspflichtig sind, behält sich der Stadtrat der Stadt
Merkendorf ein Mitspracherecht vor.

Bahnlinie:
Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb 
der Eisenbahn in seiner jeweiligen Form sind seitens des Antragstellers, 
Bauherrn, Grundstückseigentümers oder sonstiger Nutzungsberechtigter
ausgeschlossen. Insbesondere sind Immissionen wie Erschütterungen, Lärm 
Funkenflug, elektromagnetische Beeinflussungen und dergleichen, die von 
Bahnanlagen und dem gewöhnlichen Bahnbetrieb ausgehen, entschädigungslos 
hinzunehmen. Ebenso sind Abwehrmaßnahmen nach § 1004 in Verbindung mit 
§ 906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetzes (BimSchG), die durch 
den gewöhnlichen Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form veranlasst werden 
könnten, ausgeschlossen.

8. Immissionsschutz
Kreis-/Bundesstraße:
Der Planungsbereich reicht an den Verlauf der Kreisstraße hin. 
Auftretende Lärmemissionen durch Verkehrsbewegungen sind von 
den angrenzenden Eignern oder Nutzern des Baugebietes hinzunehmen. 
Aktive Schallschtzmaßnahmen sind durch die Baulastträger der Bundes-
und Kreisstraße nicht geplant.
Passive Schallschutzmaßnahmen an den geplanten Gebäuden des
Gewerbegebietes werden bedarfsgerecht empfohlen.
Lastenträger dieser Maßnahmen bleiben jedoch die entsprechenden Bau- 
und Nutzungswilligen dieses Baugebietes.

7. Meldepflicht nach Art. 8 DSchG
Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss mit archäologischen
Funden gerechnet werden. Der betroffene Personenkreis (Eigentümer
oder Besitzer des Grundstücks sowie Unternehmer und Leiter der 
Arbeiten) wird auf die gesetzlichen Vorschriften zum Auffinden von 
archäologischen Objekten nach Art. 8 des Denkmalschutzgesetzes 
hinzuweisen.
Alle Beobachtungen und Funde (unter anderem Bodenverfärbungen, 
Holzreste, Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben und 
Knochen) müssen unverzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern, der 
Unteren Denkmalschutzbehörde oder direkt dem Bayerischen Landesamt 
für Denkmalpflege (Tel. 0911-235850, Fax. 0911-2358528) mitgeteilt 
werden.

6. Altlasten
Bodenkontaminierungen durch Altlasten, Spreng- und
Kampfmitteleinlagerungen im Gelände sind derzeit nicht bekannt.

5. Darstellung des Bestandes
Die Darstellung vorhandener Straßen und vorhandener Leitungs-
systeme auf der Planzeichnung erfolgte nachrichtlich.

4. Leitungsrecht
Die sich im Schutzbereich der überörtlichen Versorgungsleitungen
ergebenden Baubeschränkungen bzw. Schutzbestimmungen
sind mit den jeweiligen Versorgungsträgern abzustimmen.

3. Bodenfunde
Nach dem Denkmalsschutzgesetz sind vor- und frühgeschichtliche
Bodenfunde, die bei Bauarbeiten zu Tage treten, dem Landesamt
für Denkmalpflege sofort anzuzeigen.

Das Gewerbegebiet liegt nicht in einem Landschafts- oder
Naturschutzgebiet.

2. Landschaftsschutz

II. Hinweise
1. Wasserschutzgebiet

Im Planungsbereich befindet sich kein Wasserschutzgebiet.
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VERFAHRENSVERMERKE

..................................
Hans Popp

1. Bürgermeister

..................................
Hans Popp

1. Bürgermeister

a) Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 05.10.2011 die Änderung + Erweiterung
des Bebauungsplans Nr. 15 Gewerbegebiet Triesdorf-Bahnhof / Ost 
Abschnitt 2 + 3 mit integriertem Grünordnungsplan beschlossen. Der
Aufstellungsbeschluß wurde am 27.10.2011 ortsüblich bekannt gemacht.

b) Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des
Bebauungsplans Nr. 15 in der Fassung vom 26.10.2011 hat in der
Zeit vom 05.12.2011 bis 09.01.2012 stattgefunden.

c) Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.1 BauGB für den Vorentwurf
des Bebauungsplanes Nr. 15 in der Fassung vom  26.10.2011 hat
in der Zeit vom 22.12.2011 bis 31.01.2012 stattgefunden.

d) Zu dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 15 in der Fassung vom
13.02.2012 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 BauGB in der Zeit vom 11.05.2012 bis 11.06.2012
beteiligt.

e) Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 15 in der Fassung vom
13.02.2012 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom 07.05.2012 bis 07.06.2012 öffentlich ausgelegt.

f) Die Stadt Merkendorf hat mit Beschluss des Stadtrates vom
20.06.2012 den Bebauungsplan Nr. 15 gemäß §10 Abs. 1 BauGB
in der Fassung vom 20.06.2012 als Satzung beschlossen.

Merkendorf, den ..........

g) Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde am ..........
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 15 Gewerbegebiet Triesdorf-Bahnhof / Ost-
Energiepark mit integriertem Grünordnungsplan für die 1. Änderung des
Abschnittes 2 und die Erweiterung des Abschnittes 3 ist damit in Kraft
getreten.

Merkendorf, den ..........

1. Änderung zum Abschnitt II

Die Stadt Merkendorf beschließt am 05.10.2011 die 1. Änderung gem. § 13 BauGB für den
BBP „Triesdorf Bahnhof-Ost, Energiepark“, Abschnitt II.

Betroffen sind die Flurstücke Fl.-Nr. 738, 742, 742/1, 742/2, 742/3, 742/6, 742/7, 743/1, 747/1,
751, 752/3, 752/4.
Gemarkung Merkendorf, Gewerbegebiet.

Gegenüber dem ursprünglichen Plan ändern sich folgende Punkte:

1. Anlass der Änderungsplanung für den Abschnitt II
Die grundsätzlichen und festgesetzten Planungsinhalte des rechtskräftigen B-Planbereiches
Abschnitt II bleiben beibehalten. Im Zusammenhang mit der Gewerbegebietserweiterung im
Abschnitt III sind Änderungen und Anpassungen auch für den rechtskräftigen Abschnitt II
erforderlich. Dies ist die ergänzende Straßenverkehrsanbindung an die Neuseser Straße zur
verkehrlichen Entlastung für das im Endausbaustadium doch umfassende Gewerbeareal
„Energiepark“. Die erforderliche Lageanpassung im Norden des Abschnittes II zur planerisch
gegebenen Bundesstraßen-Umfahrungstrasse. Dazu die Anpassung der zugehörigen Rand-
eingrünungsstreifen samt Grundstücksangleichungen.

2. Ziele und Zwecke der Planung
Die erforderlichen Änderungen und Anpassungen für den Abschnitt II sollen planungsrechtlich
in einem Änderungsbebauungsplan festgesetzt werden.
Speziell die Lage der geplanten B 13 Umfahrungstrasse soll eindeutig für die weiteren
Gewerbegebietsentwicklungen berücksichtigt werden können.
Eine ergänzende Anbindung der Gewerbegebiete an die Neuseser Straße erscheint
verkehrlich sinnvoll. Die geringfügigen Anpassungen und Änderungen für den Abschnitt II
sollen verfahrenstechnisch für die Bauleitplanung mit der Erweiterung und Neuaufstellung des
Bebauungsplanes zum Abschnitt III erfolgen.
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Abschnitt III:

Gesamtfläche: 59.633 m²
Grundstücksflächen: 47.738 m²
Straßenverkehrsfläche: 2.860 m²
Grundstück 745: 2.644 m²
Grünfläche öffentlich: 3.050 m²
Bach-Eingrünungsflächen privat: 3.341 m²

6

6

H/B = 780 / 1845 (1.44m²) Allplan 2009


